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Amtliches. 
Berlin, 22. Februar. Der König hat den hisherigen Profeſſor 
am Deccan College in Boona, Dr. Kielhorn, zum ordentlichen Pro⸗ 
feſſor in der philoſophiſchen Fakultät der Univerfität in Göttingen 


ernannt. K \ . 5 F 
Der Kreis⸗Wundarzt Dr. med. Quittel in Stettin iſt zugleich 


um chirurgiſchen Aſſeſſor bei dem Medizinal⸗Kollegium der Prooinz 


ommern ernannt worden. 


Ss Dom Tandlage. 


. 
7. Sitzung. 
Berlin, 22. Februar. 11 Uhr. Am Miniſtertiſch: Maybach, 


v. Kameke, Bitter. d 

Nachdem die Wahl des Abg. Meyer (Breslau) für ungültig, die 
des Abg. Schmidt (Sangerhauſen) für gültig erklärt iſt, die Wahlen 
der Abgg. Kleiſt, v. Bornſtedt und Kropatſcheck heanſtandet find und 
der Abg. v. Bockum⸗Dolffs aufs Neue durch Alklamation zum Mit⸗ 

liede der Staats ſchuldenkommiſſion ernannt iſt, tritt das Haus in die 
Beratung, des Antrags Richter Büchtemann ein: 

Das Haus wolle beſchließen, die Erwartung auszuſprechen: I. daß 
die Eiſenbahnbehörden bei Zuwendung von Inſeraten für Zeitungen 
oder Beilegung von Fahrplänen in denſelben nur die Zweckmäßigkeit 
der Verbreitung und nicht die politiſche Parteirichtung der Zeitungen 
in Betracht ziehen, auch nicht den Bahnhofs⸗Reſtaurateuren das Auf⸗ 
legen beſtimmter Zeitungen unterſagen; II. daß die Eiſenbahnbehor⸗ 
den ihren untergebenen Beamten nicht das verfaſſungs mäßig allen 
Preußen gewährleiſtete Petitionsrecht verkümmern, insbeſondere auch 
nicht die Beamten wegen Ausübung dieſes Petitionsrechts bei der 

Vertheilung von Weihnachts⸗Gratifikationen benachteiligen. l 

Dazu hat der Abg. v. Tepper⸗Laski mit der freikonſervativen 
Fraktion folgende motivirte Tagesordnung beantragt: In Erwägung 
J) daß der vorliegende Antrag durch das bisherige Verfahren der Eiſen⸗ 
bahnbehörden bei Zuwendungen von Inſeraten für Zeitungen oder Bei⸗ 
legung von Fahrplänen in denſelben und bezüglich des Auslegens von 
Zeitungen in den Bahnhofsreſtaurationen nicht genügend begründet 
erſcheint; 2) daß Seitens der Eiſenbahnbehörden eine Verkümmerung 
ves den Beamten verfaſſungsmäßig zuſtehenden Petitionsrechtes biaher 
nicht ſtattgefunden hat und nach den Erklärungen des Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten auch in Zukunft nicht zu bejorgen iſt. über 
den ën DER 1200: Richter und Büchtemann zur Tagesord⸗ 

ung überzugehen. eege 8 a 
Abg. 4 temann.: Die geſtrige Erklärung des Minifters 
des Innern, daß Zeitungen nicht durch Inſerate unterſtützt werden 
Dürfen, deren oppoſitionelle Haltung „mit der Sicherſtellung der 
Regierung und den ihr anvertrauten Intereſſen nicht vereinbar 
in“, verbeſſert den Zuſtand, in dem wir uns befinden und den ein 
Al es Staatsminiſteriums herbeigeführt hat, ebenſo wenig, 
als die Verſicherung des Miniſters, daß die Regierung den Antrag 
Rickert vom vergangenen Jahre in Erwägung genommen habe, 
und daß ſie die Verbreitung der Blätter als Kriterium für die 
Gewährung der Inſerate betrachte. Gerade in jüngſter Zeit find 
liberalen Zeitungen zum Nachtheil der Verwaltung die Inſerate vorent⸗ 
halten worden, und gerade die der Eiſenbahnverwaltung ſind mit be⸗ 
ſonderer Rücksicht auf die Verbreitung einer Zeitung zu vergeben. Als 
die rheiniſche Bahn verſtaatlicht wurde, verlor die „Hagener Zeitung 
die Inſerate derſelben, die Fahrpläne werden ihr nicht mehr gegeben, 
ſie liegt nicht mehr in den betreffenden Bahnhöfen aus, ebenſo wie die 
„Barmer Zeitung“ im Direttionsbezirk Elberfeld nicht mehr zugelaſſen 
iſt. Auch der Verkauf von Zeitungen auf den Bahnhöfen wird be⸗ 
kana e auf dem Bahnhof Paſewalk iſt dem dortigen Jeitungsver⸗ 

aufer Trotzel durch Verfügung des Bahnkontroleurs der Verkauf der 
„Voſſiſchen Zeitung“ und des „Berliner Tageblattes“ unterſagt, ſo daß 
er die Pacht von 90 M. nicht mehr zahlen zu können erklärt hat, zum 
Nachtheil der Finanzen des Staates, die in Gegenden wie in Barmen 
und Hagen noch größere Verlufte erleiden. Das ift die Maus, die der 
kreiſende Berg der Eiſenbahnverſtaatlichung geboren hat und der 
Miniſter Maybach thäte wohl daran, von dem hohen Standpunkt, 
von dem er den Ueberblick über das Ganze zu haben beanſprucht, zu 
den gewöhnlichen Sterblichen herabzuſteigen und ſich zu begnügen, das 

u ſehen, was alle Welt fieht, damit, wenn der Zuang fällt, wie 
ſeine Vorgänger gefallen find, ihm neben dem Verluſt des Portefeuilles 
nicht noch der bitterſte Hohn und Spott nachfolge. — Was die Rechts⸗ 
ftellung der Beamten betrifft, jo hat das alte Preußen, das ſich gegen 
politiſche Neuerungen abſchloß, die freieſte Meinungsäußerung ſeiner 
Beamten geduldet, erſt mit dem Verfall der Bureaukratie begannen die 
kleinlichen Maßregeln, welche ihnen das wehrten. Aber jetzt werden 
ſogar nach einem ganz neuen Syſteme die Beamten der Staatsbahnen 
einer militäriſchen Disziplin unterworfen, die man in England, Frank⸗ 
reich und Amerika, in den Ländern, in denen das Eiſenbahnweſen im 
höchſten Grade florirt, nicht kennt. Bei uns in Deutichland galt es 
ebenfalls früher nicht, weder für Privat⸗ noch für Staatsbahnen. Daß 
dieſes Syſtem der militäriſchen Disziplin jetzt plötzlich für nothwendig 
erklärt wird, liegt lediglich in der Natur des gegenwärtigen Mi⸗ 
niſters. Rußland iſt das e in denen ſolche Grundſätze 
gelten und folgereht müßte Miniſter Maybach ſein Portefeuille an 
einen General abgeben. Die Folgen des Syſtems treten bereits ber⸗ 
vor, Liebesdienerei und Speichelleckerei, oder Mißtrauen gegen die 
höchſte Stelle, das ſich ſchließlich in Haß gegen die gauze Geſell⸗ 
ſchaft und ſozialdemokratiſche Neigungen umſetzt, oder Gleich⸗ 

ültigkeit als die natürliche Wirkung davon, daß der Menſch in dem 
Beamten nicht mehr geachtet wird. Eine Publikation über das 
Sekundärbahnnetz in Preußen durch einen Beamten hat zur Folge 
gehabt, daß Beamte über allgemeine Verwaltungsfragen ohne Geneb⸗ 
migung des Miniſters nichts mehr publuiren dürfen, weil er behauptet, 
es ſeien an ihn in Folge jener Schrift viele Anfragen gekommen, als 
ob er fie veranlaßt hätte. Als ob eine ſolche Mißdeutung nicht mit 
einem Wort zu verhindern wäre. Einem Beamten, der eine Schrift 
über den Tarif in einem der Regierung durchaus nicht abgenei ten 
Sinne veröffentlichen wollte, ließ er die Mittbei ung zugehen, daß er 
das nicht wünſche. Das Verbot fachwiſſenſchaftlicher Publikationen 
Seitens der Baubeamten ohne Genehmigung des Miniſters vom 17. 
Januar 1881 it zwar nachträglich abgeſchwächt worden, aber nur in 
der Weiſe, daß die Publikationen zunächſt den beiden amtlichen oder 
den amtlich unterſtützten⸗ Zeitungen zugehen ſollen. Unter dem 
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beim „Buvalidendank“, 
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Inſerate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Petitzeile oder deren 

Raum, Reklamen verhältnißmäßig höher, ſind an die 

Expedition zu ſenden und werden für die am fol⸗ 
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letzgen ‚Regiment bedeutet ein Wunſch des Miniſters fo viel wie 


eine Anordnung, zumal den zahlreichen Diätarien gegenüber. Was 
die unteren Beamten betrifft, ſo war bereits von dem Vorgänger 
des Herrn Maybach verfügt worden, daß Kollektiveingaben an die 
vorgeſetten Behörden überhaupt unzuläſſig find. Natürlich würde es 
der Disziplin widerſprechen, wenn ein Einzelner andere Beamten zu⸗ 
zieht bei einer Beſchwerde über eine gegen ihn ſpeziell ergriffene Maß⸗ 
regel. Wenn es ſich aber um allgemeine Maßregeln handelt, ſo iſt es 
gar nicht denkbar, daß ein Einzelner wit Erfolg petitioniren kann. In 
ſolchen Fällen müſſen die dabei intereſſirten Beamten zuſammentreten. 


Daher das maſſenhafte Zugehen von Petitionen an das Haus, weil 


die Beamten ſich nicht mit ihren Vorgeſetzten frei benehmen können. 
Unehrerbietige Aeußerungen in den Petitionen dürfen ſelbſtverſtändlich 
nicht ſtraflas ſein, aber warum ſollen Beamte nicht eine in den Formen 
fehlerfreie Eingabe unterzeichnen? Das iſt jedoch nicht Gegenſtand 
unſeres Antrages, ſondern nur das verſaſſungsmäßige Petitionsrecht an 
den Landtag, das der Herr Miniſter darch ſein Einſchreiten verletzt hat. 
In Königsberg, reſp. im Bezirke der Oſtbahn hat ſich eine Anzahl von 
Stations⸗Aſſinenten zuſammengethan unter langen Korrreſpondenzen, 
um das Verhältniß der diätariſchen Beamten zu den etatsmäßigen zu 
verbefiern und eine Gehaltserhöhung zu erreichen. Die Ausdrücke in dem 
betreffenden Zirkular hielten ſich nicht in der Ae Grenze und ich 
nehme ſie nicht entfernt in Schutz. Während der eingeleiteten Disziplinar⸗ 
unterſuchung verfügte der Miniſter, daß der Beamte, der das Zirkular 
haus ſächlich verſendet hatte, von der Direktion zu entlaſſen ſei, wenn 
er ſeine Unterſchrift anerkennen würde. Das geſchah und er wurde 
Mitte Oktober v. J. entlaſſen. Seine Beſchwerde wurde der k. 
Direktion in Bromberg übermittelt, die da über beſchließen ſollte, ob 
der Beamte mit Recht entlaſſen jei oder nicht. Bekanntlich "np die 
löniglichen Eiſenbahndixektionen die Dis iplinarbehörden ihrer unter⸗ 
Ser Mie Beamten. Was iſt das für ein ſonderbares Verfahren! 

er Miniſter entläßt unter dem 17. Oktober die Beamten und giebt 
ſechs Wochen darauf der Behörde auf zu unterſuchen, ob der Antrag 
des Beamten, feine Entlaſſung rückgängig zu machen. zu genehmigen 
ſei oder nicht. Natürlich wird ſie für gerechtfertigt erklärt. Ohne auf 
die Gründe der Entſcheidung einzugehen, muß man doch ſagen, daß 
ein ſolches Disziplinarverfahren einen wirkſamen Schutz der Beamten 
nicht bietet. Sodann wurden die zahlreichen Beamten, welche die 


8 1 unterſchrieben haben oder unterſchreiben wollten, in eine 
Ordnungsſtrafe von . genommen. Die Betriebsämter 
in Wiesbaden und Frankfurt a. M. bedrohten, während jene 


Disziplinarunterſuchung noch ſchwebte, die Betheiligung an der 
Petition mit Dienſtentlaſſung. Im Januar d. J. wurde der 
Köln⸗Mindener Stationsdiätar Kotzenberger durch das Betriebsamt 


ige len, fenen jur derer n deten fen a e Die E geg E A iech, 


und aus etatsmäßigen Beamten zu Diätarien geworden waren, wäh⸗ 
rend ihre ftüheren Kollegen bei der rechterheiniſchen Verwaltung etats⸗ 
mäßige Beamte waren. Sie empfanden die Schädigung ihrer Stellung 
natürlich ſehr ſchwer und wandten ſich mit einer Kollektivpetition an 
den Miniſter, in der ſie ſo naiv waren, ausdrücklich zu bemerken, daß 
ſie ſich zu dieſem Zweck zuſammengethan und einen Unterzeichner mit 
der Einreichung in ihrem Namen beauftragt hätten. Der einzige Grund 
für ihre Entlaſſung war, daß ſie eine Petition an den Miniſter und 
an das Abgeordnetenhaus organiſirt und ſich an einen Abgeordneten 
zur Unterſtützung ihrer Sache gewendet hatten. Jedenfalls 5 ihr Pe⸗ 
titionsrecht auch in dieſem Fall nicht geachtet worden. Die Benutzung 
dieſes Rechts führt nicht zu Kolliſionen mit der oberſten Behörde, 
ſchürt nicht den Geiſt der Unzufriedenheit, ſondern ok befriedigte 
Beamte, die von unerfüllbaren Wünſchen, wenn die Diskuſſion im 
Haufe fie als ſolche erweiſt, abitehen, und davon wird das ganze Land, 
nicht blos die liberale Partei, Vortheil haben. 

Miniſter Maybach erklärt, heute nichts Neues mehr zur Sache 
vorbringen zu können, was er nicht bereits am 30. und 31. v. 
geſagt bat und geriet daher die betreffenden Stellen aus dem ſteno⸗ 
graphiſchen Bericht. Das Weſentliche if Folgendes: Es ſollen in 
den Bahnhofs⸗Reſtaurationen nicht allein Zeitungen einer Partei⸗ 
richtung berückſichtigt und bei der Zuwendung von Inſeraten ſoll ſo 
weit gegangen werden, als es der Staatsminiſterial⸗Beſchluß von 
1874 nur irgend zuläßt. Das Petitionsrecht ſoll den Eiſenbahn⸗ 
keineswegs verkümmert werden, iſt ihnen auch nicht 
veikümmert worden. Eine Disziplinarunterſuchung iſt auch nur 
eingeleit:t worden, weil die betreffenden Beamten eine unge⸗ 
hörige Agitation vor der Unterzeichnung der Petition betrieben 
haben. Die von dem Wiesbadener Betriebsamt erlaſſene Bekannt⸗ 
machung, daß unter Umſtänden die Entlaſſung wegen des Gebrauchs 
des Petitionsrechts erfolgen könne, iſt ohne Zutbun des Miniſters 
vom vorgeſetzten Präſidenten vektifisirt worden. Bezüglich des Falles 
der „Hagener“ und „Barmer Zeitung“ verweiſt der Miniſter auf den 
regelrechten Inſtanzenzug. Das Miniſterium hat die allgemeinen Ges 
ſichts punkte aufzuſtellen, Sache der Provinzialbehörden iſt es, fie aus⸗ 
zuführen. Ich beſtreite nochmals aufs Allerentſchie denſte, daß von oben 
eine Direktive zur Beſchränkung des Petitionsrechts der Eiſenbahn⸗ 
beamten gegeben worden iſt; ich werde auch ferner nicht geſtatten, daß 
eine Einſchränkung erfolge. Wir haben in unſerer Verwaltung nichts 
u verheimlichen. Unſere Maßregeln gegen die Beamten And von 
Wohlwollen, nichtzvon bureaukratiſcher Liebhaberei diktirt; deshalb 
habe ich auch das Vertrauen der Beamten nicht verloren. Bitte, lehnen 
Sie den Antrag ab! (Beifall rechts.) b 

Abg., Leonhard: Meine politischen Freunde erkennen die 
Richtigkeit der in dem Antrage ausgeſprochenen Grundſätze an, halten 
aber die Fixirung derſelben in einem beſonderen Antrage für unan⸗ 
gemeſſen. Hinſichtlich des Petitionsrechts iſt nachgewieſen worden, daß 
nur die ungebührliche Art der Agitation einen Grund zum disziplina⸗ 
riſchen Einſchreiten abgegeben hat. Halten wir dem Miniſterium einen 
ſolchen Antrag entgegen, ſo ſprechen wir damit aus, daß Ausſchrei⸗ 
tungen wirklich vorgekommen find. Wir können uns nicht ewtichließen, 
der Regierung einen Vorwurf von ſo erheblicher Tragweite zu machen. 
Sind aber dieſe Vorwürfe unbegründet und folgt daraus die Ableh⸗ 
nung des Antrages, ſo erſcheint auch eine motivirte Tagesordnung 
nicht als angebracht. Wir würden den Eiſenbahnbeamten keinen Dienſt 
leiſten, wenn vote durch dergleichen Anträge ihre Stellung zur Regie⸗ 
rung in einer Weiſe zuſpitzten, welche das gegenſeitige Vertrauen ge⸗ 
ſäurdet. Ich bitte Sie deshalb den Antrag abzulehnen. (Beifall bei den 
Nationalliberalen.) a GER 

Abg. Bachem: Das Zentrum kann bei dieſem Duell den Un: 
partetifchen ſpielen; es handelt ſich hier weſentlich um eine Frage der 
Wahlpolitik und um Dinge, die wahre Lappalien und Lumpereien ſind 


beamten 


M. daß denjenigen 


im Verhältniß 8 denjenigen, welche wir während des Kulturkampfes 
erlebt haben. (Zuſtimmung im Zentrum.) Sollte das Echo, welches 
Sie mit Ihren Beſchwerden bei uns finden, nicht ſehr lebhaft fein, 
fo würden Sie nicht zu vergeſſen haben, daß wir auch Menſchen find, 
daß die Erinnerung an die Stellung, welche Sie zu unſeren 

ſchwerden in der Aera Falk eingenommen haben, noch eine ſehr leben⸗ 
dige iſt. Das wird uns aber nicht abhalten, 
zu unterſtüren. Die Direktion der rechtsiheiniichen Eiſenbahn hat am 
4. März 1881 eine Verfügung erlaſſen, welche ein Verzeichniß von 34 
zur Inſertion geeigneten Zeitungen enthält. Die Mehrzahl derſelben 
find ganz obſkure Käſeblättchen, u. A. Kreisblätter, die bei uns im 
Weſten faſt gar nicht geleſen werden. Nur ein Zentrumsblatt befindet 
ſich darunter, die „Paderborner Zeitung“, weil dort keine liberale Zei⸗ 


tung exiſtirt. (Heiterkeit.) Die übrige Zentrumspreſſe am Rhein, 


welche ſeit dem Kulturkampf einen rieſigen Aufſchwung genommen hat, 
iſt gar nicht berückſichtigt worden. Die qu. Verfügung iſt nur dadurch 
erklärlich, daß man bei uns im Weſten denſelben Faden weiter ſpinnt, 
wie im Kulturkampf. Die Selbftverwaltung hat ſich daran ein Bei⸗ 
ſpiel genommen in einer Weiſe, die gar nicht ſchlimmer gedacht wer⸗ 
den kann. (Sehr richtig! im Zentrum.) Der liberale Oberbürger⸗ 
meiſter von Köln bat nicht einmal die Bezirkseintheilung bei 
Wahlen in der Zentrumspreſſe veröffentlicht. (Hört! hört!) Wenn 
ich auch dem zweiten Theil des Richter'ſchen Antrages zuſtimme, ſo 
geſchieht es in dem Sinne, daß der Miniſter ſeine wiederholten Erklä⸗ 
rungen den unteren Inſtanzen gegenüber thatſächlich zur Geltung 
bringe. (Lebhafter Beifall im Zentrum und links.) 1 

Abg. v. Tepper⸗Laski: Nachdem ſich die nationalliberale 
Partei gegen unſeren Antrag auf motwirte Tagesordnung erklärt, neh⸗ 
men wir keinen Anſtand, denſelben zurückzuziehen, um nicht die Abſtim⸗ 
mung zu gefährden. Wir ſtehen auch heute noch auf dem Standpunkt 
des Staatsminiſterialbeſchluſſes. Derſelbe enthält kein:swegs pofitive 
Vorſchläge, welche Zeitungen Inſerate erhalten ſollen, er beſchränkt ſich 
darauf, di Befugniß zu geben, unter Umſtänden ein Blatt aus⸗ 
zuſchließen. Weder der Wortlaut des Beſchluſſes, noch ſeine authen⸗ 
tiſche Interpretation ſeitens der Miniſter läßt die Deutung zu, daß die 
Regierung beliebig jedes oppositionelle Parteiblatt unberückſicht laſſen 


darf. Nur ſolche Blätter, welche es ſich zur Aufgabe machen, das 


ſtem der Regierung prinzipiell und dauernd in verletzender Form zu be⸗ 
lämpfen, ſind von der Inſertion ausgeſchloſſen. Dies iſt nur zu billi⸗ 
EN Das Volk verſteht es nicht, wenn in einem Blatte auf der erſten 

eite die Regierung tagtäglich dem Spott und der Verachtung preis⸗ 
gegeben werden, während auf der vierten Seite amtliche Inſerate ſte⸗ 
hen. Das Material, welches zur Begründung des Antrages vorge⸗ 
bracht wurde, war jo winzig daß man wohl Tagen kann haut de 


` 
A Nichte 


Wabl recht warm zu balten. Nehmen wir aber den H 


Theil des 


berechtigte Beſchwerden 


Ka. 


Antrages an, jo würden wir mit Petitionen förmlich überichwenmt 


werden. Wir werden damit weiter anerkennen, daß thatſächlich verfaſ⸗ 
ſungswidrige Ueberſchreitungen vorgekommen ſind. Das erkennen wir 
nicht an, und darum ſtimmen wir 
fall rechts! 0 

„Miniſterialdirektor Brefeldt: Die Verfügung der rechtserhei⸗ 
niſchen Eiſenbahn⸗Direktion ift uns vollſtändig unbekannt. Die Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen können gar nicht wiſſen, welche Zeitungen zum 

njeriten geeignet ſind. Sie erhalten von den Bezirksregierungen die 

irektive und haben nur zu prüfen, ob die amtlichen Bekanntmachun⸗ 
gen in dieſer Weiſe eine genügende Verbreitung finden. Daß aber die 
amtlichen Bekanntmachungen bisher am Rhein eine genügende Verbrei⸗ 
tung nicht ann hat Herr Bachem nicht, gejagt. 

Abg. Majunke führt als Beiſpiele die „Trierer Landeszeitung“ 
und die „Neißer Zeitung“ an, welchen ſelbſt die Beilegung der it: 
pläne nicht gewährt worden jei. Der Abg. von Tepper⸗Laski meinte, 
lättern Inſerate nicht zugewendet werden dürfen, 
welche das Syſtem der Regierung prinzipiell und dauernd in ver⸗ 
letzender Form bekämpfen. Solche Blätter giebt es eigentlich ſeit 
Erlaß des Sozialiſtengeſetzes nicht mehr. Wer die Etaatstegte⸗ 
rung prinzipiell bekämpft, will den Staat überhaupt nicht. 
Blätter, welche das Sſtyem der Regierung dauernd bekämpfen, 
NR es auch nicht, weil wir keine dauernde Regierung haben. 

llein ich wundere mich über dieſe Motivirung nicht, Lens von 
Tepper⸗Laski bleibt wenigſtens konſequent, wenn er auch heute gegen 
den Antrag ſtimmt. Aber ich bin voller Verwundenung über Herrn 
Leonhard. Derſelbe lehnt den erſten Theil des 1 ab, obgleich 
ſich derſelbe faſt verbotenus mit dem von Herrn Bennigſen befürwor⸗ 
teten und den Nationalliberalen einſtimmig angenommenen Rickert ſchen 
Antrage deckt. Wenn er Namens feiner Partei gerade das Gegentheil 
ausführt, was in der vorigen Seſſion der Abg. v. Bennigſen ausge⸗ 
führt hat, ſo muß doch irgend etwas vorgefallen ſein, was dies de 
gründet! Der Miniſter hat aber keinen Rückzug angetreten, er ſteht 
noch auf dem Standpunkt, den Graf Eulenburg einnahm und auch 
Puttkamer noch einnimmt. Mit dem Antrage bin ich einverſtanden, 
es wäre aber empfehlenswerth, den zweiten Theil der Budgetkommiſſion 
ur näheren Prüfung zu überweiſen, und nur über den erſten Theil 

ier im Plenum abzuſtimmen. (Beifall im Zentrum und lintis.) 

Abg. v. Minnigerode: Den Antrag ad 1 betreffend, können 
wir nur den präziſen Erklärungen des Miniſters zuſtimmen, wenngleich 
wir allerdings auch wünſchen, daß Letzterer von ſeiner Macht nur 
innerhalb beſtimmter Grenzen Gebrauch mache. Mit Rückſicht nament⸗ 
lich auf das jetzige Verhalten des Zentrums ſcheint mir ein Entgegen⸗ 
kommen der Regierung auf dieſem Wege angemeſſen. Wenn das Pu⸗ 
blikum auch nicht immer die Inſerate einer Zeitung mit ihrer poli⸗ 
tiſchen Tenden; identiſizirt, fo wird doch zweiſellos den Blättern da⸗ 
durch eine gewiſſe moraliſche Subvention gewährt. Bei den Bahn⸗ 
hofsreſtaurationen handelt es ſich um königliche Gebäude; und das 
Publitum würde Zeinen falſchen Eindruck gewinnen, wenn dort eine 
Preſſe ausgelegt würde, die ſich in Ausſchreitungen gegen die 
Regierung bewegt. Die Erklärungen des Miniſſers über das 
Petitionsrecht der Beamten haben mich völlig befriedigt. 

ratififationen dem Miniſter Vorſchriften zu machen, halte ich für einen 

ingriff in die laufende Verwaltung, den jedes Mitglied des Hauſes 
zurückweiſen müßte. Die Fortſchrittspartei ſteht mit dieſem Vorgehen 
in Widerſpruch mit ſich ſelber: hier verlangt ſie Gehaltserhöhung, 
während fie anderwärts möglichſt billig wirthſchaften will. Was wür⸗ 
den die Herren ſagen, wenn hei einer Kritik der ſtädtiſchen Verwaltung 
von dieſer Seite ähnliche Vorwürfe gegen den Berliner Magiſtrat er⸗ 
SE würden? Möge ſich die Oppolition daher mehr Reierve out 
erlegen. 


gegen den Antrag. (Lebhafter Bei⸗ 


RA in zwei ſelbſtändige Anträge zerlegt 
Best Kéi 


Der Präſident theilt mit, daß der * Richter den 


ha 
> tidert: Wenn Herr v. Tepper, der heute wieder o 
meine etwaige zukünftige Miniſterſchaft hingewieſen hat, das Bedürfni 
empfindet, über mich Witze zu machen, ſo möchte ich ihm doch empfeh⸗ 
len, dieſelben ſeinem eigenen Gedankenvorrath zu entnehmen und nicht 
bei Herrn v. Meyer (Arnswalde) eine Anleihe zu machen Die Witze 
werden in ſeinem Munde noch etwas ſchlechter, zumal wenn ſie ſchon 
8 Tage alt find (Heiterkeit) Meine Miniſterkandidatur fängt jetzt an, 
exadezu epidemiſch zu werden (Heiterkeit) Ich rathe Ihnen: Malen 
ie den Teufel nicht an die Wand! (Große Heiterfeit.) Der erſte 
Antrag darf gewiß auf eine große Mehrheit in dieſem Hauſe rechnen, 
zumal doch die nationalliberale Partei ſicherlich für denſelben ſtimmen 
wird. Uebrigens bitte ich zu erwägen, ob dieſe Frage nicht geſetzlich 


2 geregelt werden könnte. Für den zweiten Antrag könnte ich auch heute 


$ 
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don Damen ` ich empfehle aber, den Wünſchen Majunkes entſprechend, 
denſelben zunächſt der Budgetkommiſſion zu überweiſen. 

Abg. Windthorſt: Der Miniſter hat rückſichtlich beider An⸗ 
träge vollkommen zutreffende Erklärungen abgegeben. Aus den Worten 
des Kommiſſars entnehme ich aber, daß der Miniſter mit ſeinen An⸗ 

chten nicht durchdringen kann, denn die Eiſenbahndirektionen richten 
ch nach den Regierungen und dieſe nach dem Staatsminiſterial⸗ 
eſchluſſe. Der Angriff müßte ſich daher gegen letzteten richten. Da 
aber ein Antrag auf Reviſion deſſelben nicht vorliegt, ſo werde ich für 
den erſten Antrag ſtimmen, der ſich nach den Ausführungen Bachems 
rechtfertigt. Für den zweiten Antrag kann ich nicht ſtimmen, da nach 
den Erklärungen des Miniſters eine Beſchwerde bei ihm nicht eingegan⸗ 
gen iſt. Auch hier find die Grundſätze des Miniſters durch aus korrekte. 
bg. Richter: Wir haben dieſe Frage nicht beim Etat vorge⸗ 
bracht, um den Etat nicht zu überlaſten. Was die Wablen anbetrifft, 
jo würde man einfach entgegnen, wie kommt es, daß die Konfervativen 
5 gerade in dieſer Seſſion der ungenügenden Penſionsverhältniſſe der 
ehrer erinnern? Wenn Sie fürchten, daß Ibnen dieſe Haltung von 
Nachtheil ſein könnte bei den Wahlen, ſo helfen Sie doch den Be⸗ 
chwerden, die wir haben, ab. Obgleich ich nicht übertrübene Erwar⸗ 
ungen an die Haltung der nationalliberalen Partei knüpfte, ſo hat mich 
die heutige Erklärung des Kollegen Leonhard allerdings in Erſtaunen 
eſetzt. Ich muß annehmen, daß er über die Verhältniſſe, die hier in 
Frage kommen, nicht ſo unterrichtet geweſen iſt, als es wünſchenswerth 
wäre, um in dieſer Frage ein beſtimmtes Urtheil abzugeben. Die 
Abſtimmung wird ergeben, in wie weit eine ſo vollſtändige 
Schwenkung von dem früheren Standpunkt hier Platz gegriffen hat. 
In Bezug auf den Antrag ad II erſcheint mir eine nähere Unterſuchung 


nicht ungerechtfertigt. In einer ſo großen Verſammlung kann nicht 


jeder Einzelne die thatſächlichen Verhältniſſe jo genau geprüft haben, 
wie die Antragſteller. Wenn die nationalliberale Partei ſchließlich 
weifelhaft geworden iſt, ob ſie ad I den Standpunkt des Abg. Leon⸗ 

rd theilen ſolle, jo liegt die Erwägung nahe, ob fie nicht auch ad II 
nähere Information in der Kommiſſton einholen kann. Sie jagen, daß 
in dieſer Beziebung das Material ſchon der Budgetkommiſſion vorliege. 
Nun, ſo mag an dieſe die Frage gerichtet werden, ob das konſtitutio⸗ 
nelle Recht gewahrt iſt. Die nationalliberale Partei hat immer bes 
tont, man braucht Garantien, ſtärleren Schatz, und hier handelt es ſich 
nur darum, ob der ſchon vorhandene Schutz den Beamten wirklich zu 
Theil wird. Grade von dem Standpunkt derjenigen, die 


die Verſtaatlichung befürworten, müßten bei dieſer Gelegenheit 


ejeglibe Garantien in den Geſetzentwurf gebracht werden. 
Der Miniſter ſagte: „Sie wollen ja Dezentraliſation; weiß ich, 
was die Behörden verfügt haben?“ Gewiß wollen wir Dezen⸗ 
traliſation, aber in dieſem Falle, W. die Zeitungen betrifft, iſt gerade 
die ſchärfſte Zentraliſation durg, den Staatsminiſterialbeſchluß 
Die Nr. 1 kehrt ſich allerdings gegen den Miniſterialbeſchluß. 
abſichtlich diejenige Faſſung W die das Haus einſchließ⸗ 
nationalliberalen Partei bei feiner Reſolution gegen den 


Staatsminiſterialbeſchluß im vorigen Jahre gewählt hat. Wir erneuern 


Platz, 


auf unſere Koſten herbeizuführen.“ 


dieſes Votum, weil die Regierung den Miniſterialbeſchluß noch aufrecht 
erhält, weil neue Thatſachen vorliegen und damit ſelbſt diejenigen, 
die nicht im vorigen Jahre für die Reſolution geſtimmt haben, bei ſich 
erwägen, ob nicht im Bereich der Eiſenbahnverwaltung eine an ſich 
durchaus unpolitiſche, techniſch verkehrte Verwaltung ſtatt hat. An 
der Richtigkeit der neuen Thatſachen wird Niemand zweifein, 
der Miniſter würde ja längſt darauf aufmerkſam gemacht haben. 
Ja, heute hat die Sache noch andere Geſichtspunkte bekommen 
durch die von der Zentrumspartei mitgetheilte Lifte Ein Blick 
in die Liſte zeigt, daß im Gebiet der Köln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahn große Zeitungen anderer Parteirichtung als nationalliberale 
oder konſervalwe ausgeſchloſſen find, von der Zuwendung von Inſera⸗ 
ten. Es iſt weiter vom Miniſter nicht beſtritten worden, daß dem 


„Berliner Tageblatt“ wegen ſeiner politiſchen Haltung die Fahrpläne 


nicht beigelegt worden ſind. Der Miniſter jagt, es ſeien in Berlin 
281 politiſche Zeitungen. Es giebt nach dem Adreßkalender in Berlin 
höchſtens 28 politiſche Zeitungen. Eine ganz neue Seite des Staats⸗ 
miniſterialbeſchluſſes iſt die Zenſur Über das Abonnement der Bahn⸗ 
hofsreſtaurateure. Da klage ich den Miniſter an, daß er dem Hauſe 
nicht den wirklichen Sachverhalt mitgetheilt hat. Er hat geſagt: Ich 
habe eingewirkt, daß auch konſervatioe Blätter ausgelegt werden. Jetzt 
ellt ſich beraus, daß ebenſo wie für die für Inſerate geeigneten 
Glattes auch für die für die Reſtaurationen geeigneten Zeitungen eine 
Liſte beſteht und daß auf dieſer Liſte dieſelben Blätter fehlen. Des 
Miniſters Erklärung war in der That geeignet, uns irrezuführen. Die 
agener Zeitung“ darf ſelbſt in der Reſtauration des, Hagener 
ahnbofs nicht aufgelegt werden, der „Barmer Zeitung“ geht es 
in Barmen ebenſo; in Remſcheid iſt die „Barmer Zeitung“ und 
der „Kladderadatſch“ von dem Auflegen ausgeſchloſſen worden. Der 
„Kladderadatſch“ iſt doch in gewiſſer Weiſe ein Mittelding zwiſchen 
Unterhaltungs: und politiſcher Lektüre. Mit dem „Kladderadatſch 
anzufangen, möchte ich dem Miniſterium am wenigſien rathen. (Große 
déier Das eng ſelbſt früber Manteuſſel und Weſtfalen nicht 
ethan. Auch zin Bezug auf die Bahnhofstolportage greift ein neues 
tem Platz. Wir waren bisher in dem Vertrauen,, daß nach der 
Diskuſſion, die einmal über die „Frankfurter Zeitung“ ſtattgefunden 
hat, bei der Bahnhofskolportage nicht auf die politiſche Richtung ge⸗ 
ſehen werde. Jetzt wird mir von verſchiedenen Punkten berichtet, daß 
auf dem Bahnbof in Paſewalk die „Voſſiſche Zeitung“ und das „Ber⸗ 
liner Tageblatt“ nicht verkauſt werden dürfen. Daſſelbe iſt auf dem 
Bahnhofe zu Stralſund der Fall. Alſo greift überall ein Syſtem 
liberale Zeitungen zu verdrängen in Konſequenz des Staats⸗ 
miniſterialbeſchluſſes. Dagegen richtet ſich beier Antrag im erſten Theil. 
Was den zweiten Theil anbetrifft, ſo kommt es nicht darauf an, ob die 
betreffenden Petenten ſich beſchwert haben, ob der Mann wieder in die Stelle 
eingeſetzt werden ſoll, ſondern wir haben hier ein allgemeines Intereſſe. 
das Petitionsrecht zu wahren. Es kommt auf die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze an, die allein die Reſolution zum Gegenſtand hat. Es find aber 
erade die allgemeinen Grundſätze, zu denen der Miniſter ſich hier 
elbſt bekannt hat, gegen welche unſere Reſolution gerichtet iſt. Das 
würde die Kommiſſionsberathung auch für die Herren klar ſtellen, 
welche dieſer Verhandlung nicht gefolgt ſind. Der Miniſter hat ſich 
nicht nur gegen den Aufruf zu Agitationen für Petitionen erklärt, 
ſondern gegen den Inhalt einer Petition ſelbſt. Er ſagte fie entbielte 
einige Paſſus, die über das erlaubte Maß hinausgehen. Es heißt: 
„Trotz dieſes geringen Maximalſatzes ſucht die Eiſenbahnverwaltung 
dennoch fort und fort durch Nichfbeſetzung der etatsmäßigen Stellen 
und Nichtgewährung der fälligen Gehaltszulagen Erſparniſſe lediglich 
i Die Petenten haben vollſtändig 
recht, denn nach der letzten Ueberſicht in Einnahme und Ausgabe der 
Eſſenbabnverbaltung von 1880/81 find bei den etatsmäßigen Stellen 
große Erſparniſſe erzielt und in den Motiven zur Erklärung der déi: 
überſchreitungen bei den Diätarienzwird angeführt, daß jene Stellen nicht 
vollitändig beſetzt waren aus Erſparnißrückſichten. Wenn ſich die 
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Leute, die das trifft, in dieſer Weiſe darüber beklagen, fo überſchreitet 
das doch nicht das erlaubte Maß. Durch Ablehnung der Reſolution 
würden Sie ſich geradezu der Anſicht des Miniſters anſchließen. Ich 
glaubte auch, daß die Privatkorreſpondenz zwiſchen Beamten und Abge⸗ 
ordneten nicht einen Grund zur Disziplinirung abgeben könnte. x 
dem betreffenden Disziplinarurtheil beißt es: „Ferner haben Sie nicht 
Anſtand genommen, zum Zwecke der kräftigeren Einwirkung auf die 
künftige Entſchließung der königlichen ue die Unter⸗ 
ſtützung eines Abgeordneten anzurufen.“ Der Betreffende — 
es ſind die Beamten der Köln⸗Mindener Bahn — hat an mich ge⸗ 
ſchriehen, das Disziplinarurtheil trifft ihn auch, wenn er an Herrn 
v. Minnigerode geſchrieben hätte. Sehen Sie darin noch keine Ge⸗ 
fährdung des Petitionsrechts? Heute hat der Miniſter gejagt, dieſe 
Leute haben ſich an mich nicht gewandt. Nun heißt es in der an den 
betreffenden Herrn gerichteten Verfügung der Eiſenbahndirektion: Auf 
die von Ihnen an den Herrn Miniſter für öffentliche Arbeiten gerichtete 
Eingabe eröffnen wir Ihnen im Auftrage des Herrn Miniſters u. [ w. 
(Hört! hört! links.) Wenn Sie (rechts) es bei ſo aktenmäßigen Wider⸗ 
ſprüchen ablehnen, die Sache in einer Kommiſſion zu unterſuchen, ſo 
iſt das für manche Kreiſe belehrend über die Auffaſſung, die Abge⸗ 
ordnete von der Wahrung des Verfaſſungsrechtes haben. Denn darum 
handelt es ſich hier. (Widerſoruch rechts.) Fürſt Bismarck wird in 
ſeiner Preſſe immer gefeiert als der Anwalt des kleinen Mannes. Nach 
dieſer Seite hin werden Verſorechungen gemacht, die auch der mächtigſte 
Minifter nicht erfüllen kann. Wir würden zufrieden fein, wenn er und 
die Mimiſter ſich einmal au Anwälten des kleinen Beamten machen, fie 
nicht behindern wollten, Beſchwerden an das Haus zu bringen, Lehnen 
Sie (rechts), was ich nicht glaube, die Anträge ab, wollen Sie nicht 
einmal eine Kommiſſion für den zweiten Theil, ſo geſchieht das auf 
Jyre eigene Verantwortung. (Beifall links.) 

Miniſter Maybach: Die Beſtimmungen über das Auslegen 
von Zeitungen find noch dieſelben, wie ich fie früher angegeben: es 
ſollen neben liberalen auch konſervative Blätter ausgelegt werden. 
Wenn die Betreffenden ſich an die richtige Stelle wenden, dann wird 
die Sache unterſucht werder; unbeglaubigte Thatſachen bitte ich aber, 
nicht zu Vorwürſen gegen die Regierung zu verwenden. Die Dis⸗ 
ziplin werde ich mit allem Ernſte aufrecht erhalten; denn darauf beruht 
die Sicherheit des Dienſtes. Unſer Intereſſe für den kleinen Beamten 
it ſtärker als das Ihrige. Wir haben das wiederholt bewieſen. Der 
Vorwurf, daß häufig etatsmäßige Stellen nicht beſetzt würden, iſt un⸗ 
richtig. Nach einem mir vorliegenden Bericht der Direktion der Oſt⸗ 
bahn find von 399 etatsmäßigen Aſſiſtentenſtellen nur 3 Stellen unde⸗ 
ſetzt, was bei einer ſo großen Verwaltung doch nicht erheblich iſt. Ich 
bin jeder begründeten Beſchwerde zugänglich, unbegründete Vor⸗ 
Ge 185 ich aber mit allem Ernſte zurück. (Lebhafter Beifall 
rechts. 

Abg. Hammacher (Eſſen): Dem Antrage als Ganzem konnten 
wir unſere Zuſtimmung nicht geben, da derſelbe in ſeinem zweiten Theil 
nur im Intereſſe einer gewiſſen Agitation geſtellt zu ſein ſcheint. Von 
einem Bruch mit unſeren früher geltend gemachten Anſchauungen hätte 
daher bei unſerem ablehnenden Votum nicht die Rede fein können. 
Nachdem aber der Antrag getheilt iſt, erkläre ich, daß wir dem erſteren 
mit Rückſicht namentlich auf die Aufflärungen Bachem's zuſtimmen 
werden. Den zweiten werden wir abiehnen. Es handelt ſich bei dem⸗ 
ſelben um ein für die Ordnung in unſerem Staatsbahnweſen durch⸗ 
aus gefährliches Vorgehen. Auch iſt den Eifenbahnbermten ihr Peri⸗ 
tionsrecht keineswegs in dem Maße verſchränkt, wie Sie Cum Fort⸗ 
ſchritt) es darzuſtellen lieben. Die Kommiſſion wird ihrerſerts die ein⸗ 

egangenen Petitionen bei der Berathung des Eiſenbahnetats zu prüfen 


aben. 
Die Debatte ſchließt mit perſönlichen Bemerkungen. 
Abg. Richter (als Antragſteller): Der Miniſter hat keine 
Urſache, ſich zu beklagen, daß wir unbeglaubigte Thatſachen vorbräch⸗ 
ten. Wir haben dieſe Tyatſachen ſchon vor drei Wochen vorgebracht, 
und der Miniſter hat auch heute nicht eine derſelben widerlegen 
können. In dem einen Falle ie er, der betreffende Beamte habe ſich 
nicht beſchwerdeführend an ihn gewandt; ich weiſe jofort nach, daß 
der Mann ſogar amtlichen Beſcheid im Namen des Minifters erhalten 
at; darauf ſagt der Miniſter, er könne nicht jede Einzelheit wiſſen. 
za, wenn er die einzelnen Fälle nicht kennt, dann mag er auch nicht 
von unbeglaubigten Thatſachen ſprechen. Ich hatte ausdrücklich den 
all erwähnt, daß der Chef der Berliner Stadtbahn dem „Berliner 
geblatt“ die Beilegung des Fahrplans aus dem Grunde verweigert 
hat, weil ihm die politiſche Haltung der Zeitung unſympathiſch ſei. 
Darauf hat ver Minifter nicht geantwortet. Wir wiſſen auch noch nicht, 
ob den Bahnhofsreſtaurateuren eine Liſte der Zeitungen Dog: wor⸗ 
den ift, die fie auslegen dürfen (Miniſter Maybach ruft: Nein); ja, 
dann begreife ich nicht, wie die Betriebsämter gewiſſe Zeitungen in den 
Reſtaurationen verbieten können. Warum erklärt ferner der Miniſter 
nicht rund und nett, daß den Kolporteuren der Verkauf des „Berliner 
Tageblattes“, des „Kladderadatſch“ und ähnlicher Blätter auf den 
Bahnhöfen. z. B. in Straſſund nicht verboten iſt? Betreffs der heu⸗ 
tigen Haltung der Nationalliberalen bin ich wirklich in Verlegenheit, 
vier mal hat ſich bei ihnen die Situation im Laufe der Berathung ge⸗ 
ändert. Erſt wollen ſie zu meinem Erſtaunen den Antrag ablehnen; 
um ihnen entgegenzukommen, theilen wir denſelben und wollen ſelbſt 
für die Verweiſung des zweiten Theils an die Kommiſſion ſtimmen, 
womit wir doch klar beweiſen, daß es uns lediglich um die Sache und 
nicht um ein Agitationsmanöver zu thun iſt. Jetzt wollen die Herren 
Nationalliberalen nicht einmal für die Verweiſung an die Kommiſſion 
ſtimmen. Auch wir wollen die Disziplin in der Eiſenbahnverwaltung 
aufrecht erhalten wiſſen, wir wollen aber auch, was damit ganz verein⸗ 
bar iſt, daß die gerechtfertigten Beſchwerden der Beamten ſtets gehört 
und geprüft werden, und wer darin mit und einverftanden iſt, der 
ſtimme wenigſtens für die een des zweiten Theils unſeres An⸗ 
trages an die Kommiſſion. (Beifall links.) S 
In namentlicher Abſtimmung wird darauf ber erſte Theil des An⸗ 
trages mit 185 gegen 135 Stimmen angenommen. Gegen den⸗ 
elben ſtimmen nur die beiden konſervativen Parteien und von den 
ationalliberalen von Cuny und Sattig: für denſelben alle Liberalen, 
das Zentrum und die Polen. d d 
Ueberweiſung des zweiten Theiles des Antrages an die Bud⸗ 
getkommiſſion wird mit 169 gegen 129 Stimmen abgelehnt und 
dieſer Theil des Antrages ſelbſt gegen die Stimmen der Fortſchritts⸗ 
a der Sezeſſioniſten, der Polen und einiger Nationalliberalen ab⸗ 
gelehnt. ve d 
Es folgt die Berathung einer Petition des Rechnungsrathes 
Brandenburg und anderer Penſienäre zu Stettin wegen Aenderung 
des Penſtonsgeſetzes dahin, daß die Penſionen nicht in Monats-, Top: 
dern in Quartalsraten vorausbezahlt werden und den Relikten der 
Penſionäre das Gnadenquartal zu Gute komme. Die Petitionskom⸗ 
miſſion empfiehlt durch ihren Referenten, den Abg. Schlichter, die 
Petition der Staatsregierung zur Erwägung zu über weiſen. 
Das Haus ſchließt ſich dem Antrage an. 
Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 11 Uhr. (Ges 
ſetz betreffend die finanziellen Eiſenbahngarantſen, kleinere Vorlagen.) 
Herreuhaus. 
6. Sitzung. 
Berlin, 22. Februar. 1 Uhr. Am Miniſtertiſche Friedberg, Lu⸗ 
cius und Kommiſſarien. 5 j 
Der Geſetzentwurf enthaltend Peftimmungen über die Gerichts⸗ 
koſten und die Gebühren der Gerichts vollsieber, mar in der Kommiſſton 
bezüglich der SS 1 und 2 einer kleinen redaktionellen Aenderung unter⸗ 
worfen. Das Haus nimmt den Entwurf in der von der Kommiſſion 
vorgeſchlagenen Faſſung an. R Ä 
Herauf wird der mündliche Bericht der Kommiſſſon für Eiſen⸗ 
bahn⸗ Angelegenheiten über den Bericht der Miniſter der öffentlichen 


über die Verwendung des Erlöſes für ver⸗ 
parzellen und über die Verwendung der Ent⸗ 

bezüglich eines im Beſitz der genannten 
es; ſowie der Bericht derſelben Kommifſion 
iniſters der öffentlichen Arbeiten über die Er⸗ 
É aates verwalteten 
ſenbahnen im Jahre 1880/81, vom Hauſe durch Kenntnißnahme für 


erledigt erklärt. 5 
2 Ubr. Nächſte Sitzung: Donnerſtag 1 Uhr. 


Schluß 
(Kleinere Vorlagen) 


Briefe und Zeitungsberichte. 


C. Berlin, 22. Februar. Der Antrag auf Beſeiti⸗ 
gung des „Reptilienfonds“ hat, ſo ſehr ſein Erfolg 
auch zu wünſchen wäre, keine Ausſicht auf ſolchen, ſogar wohl 
nicht einmal auf eine Majorität im Abgeordnetenhauſe. Zwar 
Herr Windthorſt wird Sympathien dafür haben, da er, wenn 
vorderhand die Aufhebung der Beſchlagnahme des welfiſchen Ver⸗ 
mögens nicht zu erlangen iſt, die von der Fortſchrittspartei bes 
antragte Zuführung der Zinſen zum Vermögensbeſtande natürlich 
der Verwendung derſelben zu den Zwecken, denen ſie gegenwärtig 
dienen, vorziehen wird. Aber der Chef des Zentrums wird viel⸗ 
leicht ſogar Bedenken tragen, dieſes im gegenwärtigen Augenblick 
für einen der Regierung unangenehmen Antrag zu engagiren, 
dem gegenüber Herr Windthorſt perſönlich als Vertreter der wel⸗ 
fiſchen Familie, nicht als Klerikaler ſeine Stellung zu nehmen 
hat; bei der Empfindlichkeit, welche Fürſt Bismarck befamulich 
gegen die Vermiſchung dieſer beiden Eigenſchaften in der 
Perſon des Herrn Windthorſt hegt, hat dieſer gerade 
jetzt doppelten Anlaß zur Vorſicht bei einer ſolchen Gelegenheit. 
Dies iſt in ſo hohem Grade der Fall, daß die fortſchrüttlichen 
Antragſteller vielleicht ſogar die Abſicht gehabt haben, mit dem 
Dilemma, welches ſie für den welfiſchen Führer des Zentrums 
thatſächlich geſchaffen haben, ihm die Quittung über den Dienſt 
auszuftellen, den er ſoeben der Regierung bei der Bewilligung 
des geheimen Fonds geleiſtet hat; wenigſtens wäre das ein nicht 
ungeſchickter Schachzug noch neben dem eigentlichen Zwecke des 
Antrags. Aber auch falls das Zentrum durchweg für denſelben 
ſtimmen ſollte, dürfte er keine Majorität erhalten, denn die libe⸗ 
rale Vereinigung und die Nationalliberalen werden wohl Be⸗ 
denken gegen den Vorſchlag haben, die Zinſen des ſequeſtrirten 
Vermögens für den Herzog von Cumberland und ſeine Familie 
anzuſammeln. In der Fortſchrittspartei mag man dieſe Beſtim⸗ 
mung vielleicht inſofern für unbedenklich halten, als in dieſer 
Partei immer die Abſicht ſtark vertreten war, das ſequeſtrirte 
Kapital niemals der welfiſchen Familie auszuliefern, und für 
den Fall, das Letzteres nicht geſchieht, würde die Anſammlung 
der Erträge ja allerdings ziemlich unbedenklich ſein, da ſie 
ſchließlich dem preußiſchen Staate zu gute käme. Allein mit 
Rückſicht auf die bekannte Auffaſſung, welche in dieſer Be 
ziehung ſowohl am kaiſerlichen, als am kronprinzlichen Hofe be⸗ 
ſteht, würde eine ſolche Berechnung denn doch mehr als unſicher 


Arbeiten und der Finanzen 
kaufte Berliner Stadtbahn 
werthungsentſchädigun 
Bahn beſfindli⸗ Hau 
über den Bericht des 
ebniſſe des Betriebes der für Rechnung des St 


fein; das bei weitem Wahrſcheinlichſte bliebe, daß die angeſam⸗ 


melten Summen, ſobald der Herzog von Cumberland oder ſein 
Rechtsnachfolger die vollendeten Thatſachen anerkennen würde, 
ihm ausgeliefert würden, reſp. zu ſeinem Vortheil das Kapital 
vergrößert hätten, eine Eventualität, die jedenfalls nicht geeignet 
wäre, auf den Herzog einen Druck im Sinne baldigen Ver⸗ 
zichts auf ſeine bisherige Haltung zu üben; das würde 
eher durch die Einſtellung der Zinſen in den preußi⸗ 
ſchen Etat bewirkt werden. Für einen derartigen Beſchluß 
wäre leicht eine Majorität aus den Liberalen und Konſervativen 
zu bilden, wenn — die Regierung den letzteren die Erlaubniß 
dazu ertheilte, woran aber natürlich Niemand glaubt; es wird 
zwar äußerſt ſchwierig fein, noch jetzt „welfiſche Unternehmun⸗ 
gen“ nachzuweiſen, gegen welche es eines beſonderen großen ge: 
heimen Fonds bedürfte; aber um eine Weigerung nicht ganz ohne 
Begründung zu laſſen, genügt am Ende ſogar die Hinweiſung 
auf die welfiſchen Wahlen in Hannover oder auf Gefahren der 
Zukunft. Bei der Berathung des Beſchlagnahme⸗Geſetzes im 
Jahre 1869 wurde der Betrag des ſequeſtrirten Vermögens, ab⸗ 
geſehen von dem Inventar der dazu gehörigen Schlöſſer, auf 
13,382,000 Thaler angegeben; die Differenz gegen die Höhe der 
Abfindung (16 Millionen Thaler) erklärt Pé dadurch, daß Koͤ⸗ 
nig Georg mehrere Millionen Staatsgelder aus Hannover mit⸗ 
genommen hatte. Die Zinſen wurden 1869 auf 598,000 

ler, die Verwaltungskoſten (incl. der Schlöſſer, Gärten ꝛc.) auf 
180,000 Thaler angegeben. 


. Stadtverordnetenfitzung 


22. Februar. 


werden 750 M. (gegen 600 M. im Vorfahr) angeſetzt; ebenſo erhöht 
Id die Ausgabe für die Schülerbibliothek von 890 auf 938 M., für 

Rufifalien von 90 auf 120 M.: dagegen vermindern fich die Botten 
für Beheizung von 1142 auf 975 M. 0 

Ueber den Etat der Mittelſchule berichtet Stadtverordneter 
Herz. Danach wird dieſer Etat in Einnahme und Ausgabe 
mit 67,414 (gegen 66,938 M. im Vorjahr) feſtgeſtellt. Das Schulgeld 
und ſonſtige Hebungen von Schülern und Schülerinnen wird voraus⸗ 
ſichtlich 30,498 M. (gegen 30,277 M. 
ſchuß aus der Kämmereikaſſe wird 36,807 M. (gegen 36,606 M 
Vorfahr) betragen. Die Koſten für Lehrergehälter ſteigen in 
Aufrückens in der Gebaltsſkala; zur Einrichtung eines 
nme werben 160 
) bewilligt. 
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Mark (ſtatt der vom Magiſtrat beantragten 


im Vorjahr) ergeben; der Zu⸗ 
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Der Stat für bie a g Fe bee welchen tod ern 


Aë eee wird in me und Ausgabe auf 
„599 M. (gegen 45,448 M. im Vorfahr) feſtgeſetzt. Die Hebungen 
von Schülern und Schülerinnen werden mit 16,746 M. (gegen 16, 
M. im Seck der Zuſchuß aus der Kämmereikaſſe mit 23,816 M. 
(gegen 29,209 M. im Vorjahr) angeſetzt. Die Koſten für Lebrer⸗ 
lter ſieigen in Folge der Ascenlion in der Gehaltsſkala; für die 
Dier, und Schülerinnen⸗Bibliothek werden 965 M. (att 919 M 
im Vorfahr), für Beheizung 650 M. (patt 819 M. im Vorjahr), für 
Beleuchtung dagegen 200 M. (ftatt 120 M. im Vorfahr) angeſetzt. 
Bei der Berathung über die Feſtſtellung der Etats für 
die vier Stadtſchulen entwickelt ſich eine längere Debatte über 
einen vom Magiſtrat geſtellten Antrag: die Verſammlung möge mit 
Kückſicht darauf, daß die vorhandenen Räumlichkeiten zur Unterbrin- 
ung der Stadtſchulen durchaus nicht mehr ausreichend ſind, 2160 M. 
fährlich zur Mietbung der zum 1. April dieſes Jahres vakant 
werdenden Parterre⸗Räumlichkeiten des ehemaligen Appellationsgerichts⸗ 
ebäubes auf dem Schloßberge bewilligen. Die vereinigte Finanz und 
Schulkommiſſion jedoch, in deren Namen Stadtverordneter Ad. Kane 
torowicz berichtet, empfiehlt Ablehnung dieſes Antrages, da jene 
Räumlichkeiten zu Schulzwecken nicht geeignet erſchienen, und in den 
Räumen des ehemaligen Franziskanerkloſters Schulklaſſen untergebracht 
werden könnten. — Oberbürgermeiſter Kohleis macht hiergegen 
eltend, daß in die Räume des ebemaligen Franziskanerkloſters aus 
Dem Rathhauſe Steuerbureaus und Kaſſenräume, von denen die letzteren 


im Erdgeſcheſſe des Rathhauſes ſehr ſchlecht untergebracht ſeien, ver⸗ 


legt werden ſollen; außerdem ſtänden mehrere größere Arbeiten, unter 
Anderem die Aufſtellung der Berufsſtatiſtik, für dieſes Jahr bevor, und 
dazu ſeien Räumlichkeiten erforderlich. Der Juſtizfiskus habe ſich bereit 
erklärt, die Parterre⸗Räumlichkeiten im ehemaligen Appellationsgerichts⸗ 
ebäude, die ſich u Schulzwecken recht gut eignen, zu dem angegebenen 
Breite auf fo lange Zeit zu vermiethen, bis er andermeilig über die 
Räumlichkeiten verfügen wird. — An der Debatte über dieſe Angelegen⸗ 
beit betheiligen ſich ferner die Stadtverordneten: Ad. Kantorowiez, 
Mützel, Kirſten, Dr. Szymanski, Fontane, Dr. Lebinski, 
Brodnig, Dr. Friedländer, Manheimer, Lange. Wie 
Lebinstt mittheilt, wird das ehemalige Avopellations⸗ 
erichts⸗Gebände möglicherweiſe zur Unterbringung des Staatsarchives 
Benubt werden, während nach Mittheilung des Stadtverordneten 
Kirhen die Per vendung eines Theiles des Gebäudes zur Unter 
bringung von Militär bevor ſtehen ſoll. Stadtverordneter Manhei⸗ 
mer empfiehlt, den Magiſtratsantrag mit der Maßgabe anzunehmen, 
daß die Pachtung der bete. Räumlichkeiten auf mindeſtens 2 Jahre 
erfolge, und die beiderſeitige Kündigung nicht vor 16 Jahren ein⸗ 
treten dürfe. Unter beier Modalitaͤt wird der Magiſtratsantrag 
angenommen. H S 
Die vereinigte Finanz: und Schulkommiſſion hat ferner, wie Dr. 
Lebinski berichtet, eine Reſolution beantragt, in welcher der 
Magiſtrat mit Hinweis auf die Ueberfüllung der Stadtſchulen, und 
die große Schwierigkeſt, zu Schulzwecken geeignete Privatlokale zu 
miethen, erſucht wird die erforderlichen Schritte vorzunehmen, um den 
Bau einer fünften Stadtſchule vorzubereiten. — Stadtverordneter 
Fontane weiſt darauf hin, daß auch die Räumlichkeiten der Bürger⸗ 
ſchule durchaus unzureichend und wenig geeignet ſeien, und bezeichnet 
auch hier einen Neudau als durchaus nothwendig. — Stadtverordneter 
Dr. Szumanski führt aus, wie außerordentlich überfüllt die Räume 
in den Schulhäuſern diesſeits der Warthe, die er neuerdings be⸗ 
ſichtigt habe, ſeien. Am günſtigſten lägen noch die Verhältniſſe 
im den beiden Schulhäuſern an der St. Martins⸗ und der Töpfer⸗ 
Straße, welche zuſammen von ca. 2000 Schulkindern beſucht werben; 
manche dieſer Kinder müßten aber ſogar von der Gerberſtraße dorthin 
zur Schule geben; bei der außerordentlichen Größe des Schulkörpers 
und der großen Klaſſenzahl könne der Dirigent unmöglich die Klaſſen 


4 Bä beſuchen, als dies bei einem kleineren Schulkörper möglich ſein 
e. 


der Stadtſchule I. (auf der Kl. Gerberſtraße) fehle es an 


den erforderlichen Räumlichkeiten, am ſchlimmſten aber lägen die Ver⸗ 


bältniſſe in der Stadtſchule II. (auf der Allerheiligenſtraße), wo manche 
Klaſſen von 120 Kindern beſucht find, und einige Klafien in Dachzim⸗ 
mern untergebracht ſeien, in denen es am erforderlichen Lichte fehle. 
In manchen Klaſſen der hieſigen Volksſchulen könnten nicht einmal 
alle Schulkinder ſitzen, ſondern müßten eng gedrängt ſtehen. — 
Nach dieſen Ausführungen wird folgende Reſolution angenommen: 
Die Verſammlung erkennt an, daß die hierortigen Schulverhältniſſe 
dringend die V. Cem el rn Räumlichkeiten der Stadtſchulen durch 
ein neu zu errichtendes Schulgebäude und ferner einen Neubau für die 
durchaus ungenügenden Lokalitäten der Bügerſchule erheiſchen, und 
erſucht den Magiſtrat, thunlichſt ſchleunig eine Vorlage an die Ver⸗ 
ſammlung in Betr. der Neubauten gelangen zu laſſen. 

Der Etat für die Stadtſchule L über welchen Stadtver⸗ 
ordneter Dr. Lebinski berichtet, wird in Einnahme und Ausgabe 
auf 28,845 M. (gegen 26,092 M. im Vorfahr) feiigeitellt ; der Zuſchuß 
aus der Kämmereikaſſe wird ſich auf 28,648 M. (gegen 25,862 M. im 
Vorfahr belaufen; die Koſten für Beſoldungen betragen 1725 M. mehr 
als im Vorjahre), da ein Lehrer mehr angeſſellt iſt, und einige Gehälter 
gemäß der Gehaltsſkala geſtiegen find ; die Beheizung erfordert 466 M. 

gen 350 M. im Vorfahr; an Miethe für ein neues in einem Privats 
rundſtttke zu miethendes Klaſſenzimmer werden 500 M., zur Uten⸗ 
ſilien⸗Beſchaffung einer neuen Klaſſe 362 M. ausgeſetzt. 

Der Etat für die Stadtſchule II. über welchen ebenſo, 
wie über die Etats für die Stadtſchulen III und IV im Namen der 
vereinigten Finanz⸗ und Schulkommiſſion Stadtverordneter Ad. Kan⸗ 

oro wie; berichtet, wird in Einnahme und Ausgabe auf 30599 M. 

egen 28.095 M. im Vorfahr) feſtgeſtellt; der Zuſchuß aus der 

ämmereifafie wird 30,411 M. (gegen 27,875 M. im Vorfahr) bes 
tragen. Die Ausgabe für Lehrer⸗Beſoldungen ſteigt um 1575 M. 

egen das Vorfahr, da eine neue Lehrerſtelle zu kreiren iſt; an Miethe 
für ein in einem Privat⸗Grundſtück zu miethendes neues Klaſſenzimmer 
3 M., zur Utenfilien-Ausftattung einer neuen Klaſſe 362 M. 
ausgeſetzt. 


Der Etat für die Stadtſchule III. balancırt in Einnahme 
und Ausgabe mit 43,648 M. (gegen 43,392 M. im Vorfahr); der Zu⸗ 
Ka dëi der Kämmereikaſſe wird 43,383 M. (gegen 43,127 M. im 

orjahr 


Zorſahr) betragen; die Ausgaben für Lehrergehälter bleiben fich gleich; 
die Miethe für 6 Klaſſen im katholiſchen Prieſterſeminar am Dome be⸗ 
trägt M. (gegen 360 M. im Vorfahr). 


Der Etat für die Stadtſchule IV. wird in Einnahme und 
Ausgabe auf 59,532 M. (gegen 53,120 M. im Vorfahr), der Sieg 
aus der Kämmereikaſſe auf 59,232 M. (gegen 52,820 M. im Vorfahre 
oe: die Koſten für Beſoldungen fteigen um 5820 M., da 3 neue 

rerſtellen kreirt find, und die Gehälter gemäß der Behaltsitala ſtei⸗ 
en; die Lernmittel für arme Schulkinder und zur Ergänzung der 

5 werden mit 1000 M. (gegen 800 M. im Vorfahre) 
angeſetzt. 

Der Etat für das Turnweſen, über welchen Dr. Le⸗ 
binski berichtet, balancirt in Einnahme und Ausgabe mit 9748 M. 
(ge en 9747 M. im Vorjahre); der Kämmereikaſſen⸗Zuſchuß beträgt 

23 M. (gegen 5753 M. im Vorfahre); die Turnbeiträge von den 
Schülern, reſp. Schüierinnen der Nealſchule. Mittelſchule und Bürger 
ſchule betragen 4035 M. (gegen 3894 M. im Vorjahre). . 

Vom Stadtverordneten N. Brodnitz iſt ein Antrag eingegan⸗ 
gen, § 4 der fach ät sor daun für die Stadtverord⸗ 
neten in Poſen, vom 14. Juli 1874, abzuändern. Dieſer Abände⸗ 
rungsantrag  besicht ſich auf den zweiten Paſſus des Paragraphen, 
welcher lautet: „Der Vorſitzende iſt befugt, auch ohne Rückfrage bei 
der Verſammlung Vorlagen, welche Rechnungsſachen und Wahlange⸗ 
legenbeiten betreſſen, an die bezüglichen Fachkommiſſtonen zu verweiſen.“ 
Nach dem Abänderungsantrage ſoll dieſer Paſſus folgendermaßen 
lauten: „Der Vorſitzende überweiſt alle Vorlagen, reſp. Anträge, 
welche außeretatsmäßige Ausgaben betreffen, der Finanzkommiſſton zur 


K 


8 

Vorberathung; er iſt auch befugt, andere Vorlagen ohne vorherige 
Rückfrage ber der Verſammlung, den bezüglichen e zu 
überweiſen.“ — Nach längerer Debatte, an welcher ſich die Stadtver⸗ 
ordneten Brodnitz. Mützel, Türk, Ad. Kantorowicz, Dr. 
Lebinski, Dr. Szymanski Een beſchließt die Verſamm⸗ 
lung auf Antrag des Stadtverordneten ützel folgende Abände⸗ 
rung: „Der Vorſitzende iſt befugt, auch ohne Rückfrage bei der Ver⸗ 
ſammlung Vorlagen an die Fachkommiſſionen zu überweiſen.“ 

Gegen die . Schriftſetzers Koſter⸗ 
kiewiez hat die Verſammlung Nichts 1 ; 

Damit erreicht die Sitzung, welche 44 Uhr Nachmittags begonnen 
hat, 64 Uhr Abends ihr Ende. Die Etatsberathung wird Mittwoch, 
den 1. März fortgeſetzt, 


Felegraphiſche Nachrichten. 

Wien, 22. Februar. [Offiziell] Das Stations⸗ 
kommando in Praca meldete am 18. d. M., daß gegen Drahovi- 
cahan Inſurgentenſchaaren im Anzuge ſeien. Die Feldwachen 
von Ranjenkula wurden am Abend von ca. 60 Inſurgenten 
angegriffen; Letztere wurden zerſtreut. Rekognoszirungspatrouillen 
fanden am 19. d. Orahovicahan unbeſetzt, doch wurde am Abend 
dieſes Tages auf Außenpatrouillen gefeuert, aber ohne daß die⸗ 
ſelben Verluſte erlitten. Auf die Meldung des Stationskom⸗ 
mandos von Jarcin und Konjica, daß Inſurgenten von Dzepe 
aus die Straße über Ivanplanina unſicher machen, die katholiſche 
Bevölkerung terroriſiren und Raubzüge in die Umgegend unter⸗ 
nehmen, wurde von dem Generalkommando in Serajewo das 
Entſprechende verfügt. Aus Trnova vom 20. d. werden Inſur⸗ 
genten⸗Anſammlungen in größerer Entfernung in weſtlicher und 
ſüdlicher Richtung gemeldet. 
iſt am 20. d. M. ſtarker Schneefall geweſen. 

Paris, 22. Februar. Die biefige ruſſiſche Botſchaft iſt 
angewieſen worben, dem General Skobjelew die kaiſerliche Ordre 
zuzuſtellen, unverzüglich nach Petersburg zurückzukehren. Wie es 
heißt, befindet ſich General Skobjelew zur Zeit in London. 

Petersburg, 21. Februar. Der Kaiſer hat General 
Skobjelew die Aufforderung zugehen laſſen, hierher zurückzukehren. 
Der General wird alsbald hier erwartet und wird Auslaſſung 
über ſein Auftreten in Paris zu geben haben. 


Petersburg, 22. Februar. Die Rückberufung des 
General Skobjelew durch kaiſerliche Ordre wird authentiſch 
beſtätigt. 


Petersburg, 22. Februar. Der „Neuen Zeit“ wird aus 
Moskau gemeldet: Der ehemalige Stadthauptmann von Peters⸗ 
burg, jetziger Gouverneur von Archangel, General Baranow, hielt 
geſtern in der Geſellſchaft zur Beförderung des ruſſiſchen Han⸗ 
dels und der Dampfſchifffahrt eine längere Rede, in welcher er 
unter Anderem auf den Verfall des ruſſiſchen Handels und die 
Bedrückung desſelben durch Ausländer, welche im Beſitze unnöthi⸗ 
ger Privilegien und der beſten Ortſchaften an der Murmanküſte 
ſeien, hinwies. Baranow berichtete, daß der Reichthum des 
Waldes von Beamten und ausländiſchem Kapital exploitirt wor⸗ 
den ſeien; er glaube, durch die Gewährung von Privilegien an 
die ruſſiſchen Einwohner. durch den Bau einer Eiſenbahn von 
Dwina nach Kaſan, durch die Vergrößerung der Zahl der 
Dampfſchiffe und durch die Verabfolgung von Subſidien an die 
Seemannsſchulen könne Hilfe geſchafft werden. Die Rede wurde 
mit großem Enthuſiasmus aufgenommen. General Baranow be⸗ 
giebt ſich in den nächſten Tagen nach Petersburg, um dort Pro⸗ 
jekte vorzulegen. 

Bukareſt, 21. Februar. In der heutigen Sitzung der 
Deputirtenkammer befragte Pantatzi Ghica die Regierung über 
ihre Anſicht bezüglich der Rede des Generals Hitrovo, welcher, 
nachdem er Oeſterreich angegriffen, behauptete, daß Rumänien 
den Slawen gehöre. Der Miniſter des Auswärtigen, Stateſco, 
erwiderte, die Regierung könne hierauf nur antworten, daß 
Rumänien den Rumänen gehöre. (Lebhafter Beifall der 
Liberalen.) 

Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Poſen. — 

Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 

immt die Redaktion keine Verantwortung. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Februar. 


Barometer auf 0 Temp. 

Wetter. i. Celſ. 

77. ß ĩͤ WR 

22. Nachm. 759,4 NW lebhaft bedeckt +17 

22. Abnds. 1 749,1 NW ſtaik bedeckt rgh. ＋ 4,1 

23. Morgs. 752,8 [W got bedeckt +47 
Am 22. Wärme⸗Maximum + 47 Celſ. 


sg ärme⸗Minimum — 38 & 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 22. Februar Morgens 1.16 Meter. 
b e 22. Mittags 116 > 
e 238. D Morgens 1,18 5 


Telegraphiſche Vörſen berichte. 


Benuffuet . 22 eber. ( cglus, Course) el 
a. M., 22 Februar. uß⸗Courſe.) Feſt. 
Lond. Wechſel 20,47. Pariſer do. 81,10. Wiener do. 170.45, K.⸗M. 
St.⸗A. —. Rheiniſche do. —. et Ludwigsb. 1013. K.⸗M.⸗Pr.⸗Anth. 


a Reichsanl. 101. Reichsbank 1483. Darmſtb. 1523. Meininger 
B. 873. Oeſt.⸗ung. Bk. 695,50. Kreditaktien 2607 GE 
ooſe 


Papierrente 628. Goldrente 9 Ung. Soldrente 723. 
1183. 1804er Looſe 328,80. Ung. Staatsl. 221,80. do. Oſtb.⸗Obl. II. 
91. Böhm. Weſtbahn 252 Eliſabethb. —. Nordweſtbahn 1714. 
Galizier 2474. Franzoſen 2563. Lombarden Italiener 
863. 1877er Ruſſen 868. 1880er Ruſſen 693. II. Orientanl. 571. 
Zentr.⸗Paciſic 1114. Diskonto⸗Kommandit —. III. Orientanl. 5785. 
Wiener Bankverein 964, ungariſche Papierrente —. Buſchtiehrader — 
Jung Dresdner —. zt, 

och Schluß der Börie; Kreditaktien 200, Franzoſen 2563, Gas 
Duer 2474, Lombarden 107. II. Orientanl. —-, dp Orientanl. — 
öſterr. Goldrente —. 

Frankfurt a. M., 22. Februar. Effekten⸗Sozietät. 
259%, Franzoſen 2551, Lom darden 073, Galnier 2471, öſter⸗ 
reichiſche Goldrente 783, ungariſche Goldrente 1005, Il. Orientan⸗ 
leihe Bis, öſterr. Silberrente 644 Papierrente 63. II. Orientanl. —, 
ungar. Papierrente —, 1880er Ruſſen —. Darmſtädter Bank 1523, 


Kreditaktien 


In Trnova, Foca und Serajewo 


4 pCt. Ungar. Goldrente 724. Wiener Bankverein —. Diskonto⸗Kom⸗ 
mandit —. 1860er Loſe —. 


Franzoſen 299,50. 127,00, 
Pardubitzer 145,00. Aire 
oſe —.—. Unio 0. 
‚2. Ungar. Kredit 287,00. 
Deutſche Plätze 58.65. Londoner Wechſel 120,20. Pariſer do. 47,57. 
Amſterdamer do. 98,90. Napoleons 9,5%. Dukaten 5,63 Silber 
100,00. Marknoten 58,70 Ruſſiſche Banknoten 1,205. Lemherg⸗ 
Czernowitz —.—. Kronpr.⸗Rudolf 161.00. Franz⸗Joſef DN 
Bodenbach —— Böhm. Weſtbahn ——. ` 

44prozent, ungar. Bodenkredit⸗Pfandbrieſe —, Elbthal 205,50, 
ungariſche Papierrente 84,60, ungar. Goldrente 84,85, Buſchtierader B. 
—. Ung. Präml. —. Eskompte —,—. OI 

Wien, 22. Februar. (Abendbörſe.) Ungar. Kreditaktien 287,00, 
öſterr. Krediktaktien 295,50, Franzoſen 299,00, Lombarden 126,50, Ga⸗ 
lizier 288,25, Anglo⸗Auſtr. — Ap. Jarierrente 73,80, do. Gold⸗ 
rente 91,70, Marknoten 58,70, Napoleons 9,53, Bankverein 108,25, 
Elbthal 208,00, ungar. Papierrente 84,60, 4prozent. ungar. Goldrente 
fan 6proz. ungar. Goldrente 118,20, Nordweſtbahn 201,25. Ge⸗ 

Slos. 

Paris, 22. Februar. (Schluß⸗Courſe.) Feſt. ? 

Zproz, amortifirb. Rente 83,25, Z3proz. Rente 8290, Anleihe de 

114,85, Italien. Dron, Rente 85,85, Oeſterr. Goldrente 
—,—, pr. ungar. Goldrente —,—, Aproz. ungar. Goldrente — 
5 proz. Ruſſen de 1877 874, Franzosen 635,00, Lomb. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 275,00, Lomb. Prioritäten 270,00, Türken de 1865 11,20, 
Türkenlooſe 47.00. III. Orientanleihe —,—. Ä 

Credit mobilier 585, Spanier exter. 264, do. inter. —, Suez⸗ 
kanal⸗Altien 2250 Banque ottomane 693, Union gen, —, Credit 
foncier 1525,00, Egypter 322.00, Banque de Paris 1075,00, Banque 
d'escompte 607,00, Banque hypothecaire —, Londoner Wechſel 25,29, 
öproz. Rumäniſche Anleihe —,—. } 

London, 22. Februar. Conſols 1004, Italien. 5proz. Rente 
843, Lombard. 103. 3proz. Lombarden alte —, Zproz. do. neue —, 
5proz. Ruſſen de 1871 844, proz. Ruſſen de 1872 84. öproz. Ruſſen 
de 1873 821, proz. Türken de 1865 11, Gino, fundirte Amerikaner 
1038, Oeſterr. Silberrente —, do., Papierrente —. Ungariſche Gold⸗ 
rente 70%, Oeſterr. Goldrente —, Spanier 26%. Egupter 64, ` Anen, 
we Conſols 99. Aproz. bar. Anleihe — Matt. 

latzdiscont 4 pCt. Ser 

die Bank floſſen heute 41,000 Pfd. Sterl. 0 
9 1 22. Februar. Wechſel auf London 248, U. Orient⸗ 


Anleihe 89%. Orientanleihe 83. 
lorenz, 22. Februar. pCt. Italien. Rente 90,37, Gold 21,19. 


bahn 200,25 


—.— 
(Cem? 


1872 


Silber —. 


rozent. 


Produkteu⸗Kurſe. 


Köln, 22. Februar. (Getreidemarkt.) Weizen biefiger loco 24,00, 
fremder loco 23.50, pr. März 22,60 Mai 22,45, per Juli 22,05, 
Roggen loco 20,00, pr. März 16,70, 5 Mai 16,60, per Juli 16,15, 


Getreidemarkt. Weizen loco ruh, au 


f 
0 Be. 


Termine ruhig. 900 5 loco flau, auf Termine Walk 

er April⸗Mai 223,00 Br., 222,00 Gd., per Mai⸗Juni 223 

‚0 Gd. Roggen per April⸗Mai 163,00 Br. 162,00 Gd. 
Mai⸗Juni 160,00 Br., 159,00 Gd. Hafer ſtill, Gerſte matt. Nüböl 
D. ` loco 57.00, der Mar 57,00, — Spiritus ftill, per Februar 
40 Br. per März⸗April 40 Br., per April» Mai 40 Br. per 
Mai ⸗ Juni 40 Br. — Umſatz 5000 Sack. 


d Kaffee feit, ze, 
Petroleum Géi $ Standard white loco 7,60 Br., 7,50 Gd., per Febr. 
0 ö 


7,50 Gd., per 5 ember 8,15 Gd. — Wetter: Regneriſch. N 
ien, 22. Februar. (Getreidemartt Weizen pr. Ira 12,42 G.. 
12,45 Br. Hafer pr. Frühjahr 8,45 Gd., 8,50 Br. Mais pr. Mai⸗ 


Juni 7,60 Gd., 7,65 Br. 


Peſt, 22. Februar. Produktenmarkt. Weizen loco feſt, auf 
Termine luſtlos, pr. Frühjahr 12,23 Gd. 12,25 Br., pr. Herbſt 11,15 Gd. 
11,20 Br. — Hafer pr. Frühjahr 8,30 Gd. 8,33 Br. — Mais pr. 
Mai⸗Juni 7,35 Gd. 7,37 Br. — Kohlraps pr. Auguſt⸗Sepember Ve 
— Wetter: Stürmiſch. 

Paris, 22. Februar. Produktenmarkt. (Schlußbericht.) Wei 
So per Februar 29,90, per März 29,90, E März⸗Juni 29,90, 
ver Mai-Auguit 29,40. — Roggen ruh., per Februar 20,00, per Mais 
Auguſt 19,50. — Mehl 9 Marques ruhig, per Februar 63,25, per März 
62,75, per März: Juni 62,75, per Mai⸗Auguſt 62,50. — Rüböl ruh. 
per Februar 70,75, per März 71,25, per Mai⸗Auguſt 72,75, per Sept. 
Dezember 74,00. — Spiritus 157 per Febr. 57,75, per März 58,25, 
Mai⸗Juni —, ver Mai⸗Auguſt 60,50. — Wetter: Schön. 

Paris, 22. Februar. Rohzucker 88° loco ruhig, 56.25 a 56,50. 
Weißer Zucker ruhig, Nr. 3 d 100 Kilogr. per Febr. 65,00, per 
März 65,85, pr. März⸗April 65,60, per Mai⸗Auguſt 67,10. 

udon, 22. Februar. Havannazucker Nr. 12 24. Schwächer, 


ndon, 22. Februar. An der Küſte angeboten 8 Weizen⸗ 
ladungen. — Wetter: Milde. 5 
on, 22. Februar. Getreidemarkt (Schlußbericht.) 


Fremde Zufubren ſeit letztem Montag: Weizen 32,400, Gerſte 3660, 
Hafer 7870 Orts. { 

Weizen geſchäftslos, nominell, angekommene Ladungen ſtetig, 
Mehl nnd Mais träge, Hafer und Malzgerſte feit. f - 

Liverpool, 22. Februar. Baumwolle. (Schlußbericht.) Weitere 
Meldung. Amerikaner A d. billiger. { 

Glasgow, 22. Februar. Roheiſen. (Schluß.) Mixed numbers 
warrants 48 sh. 6 d. N; 

Amfterdam, 22. Februar. Bancazinn 68. i 

Hull, 21. Februar. Getreidemarkt. Engliſcher Weizen 1, 
fremder A ib. billiger. — Wetter: Trübe. 

Antwerpen, 22. Februar. Petroleummarkt. W EE 
Rafflnirtes, Type weiß, loco 183 bez., 18} Br., pr. März 184 Br. 
per April 188 Br., pr. Sept.⸗Dez. 20t bez. und Br. Ruhig. 

Amſterdam, 22. Februar. e Weizen auf Termine 
unverändert, per März 313, per Mai 302. oggen loko flau, auf 
Termine geſchäftslos, per März 190, per Mai 190. — Raps per 
Feast SE per Herbſt 356. Rüböl loco 325, per Mai 324, per 

erbſt 327. 


0 
943.0, de pr. 
Zucker (Fair refiuing Muscovados) 7. i S 

arte (Wilcox) o, Fairbanks 1045, do. Rohe u. Brothers 1044, 
Speck (shor LO Getreidefracht 14. 


Ge 45 
** c ee ede en 
VER: BE Nee EE an Zi . en rell WE Ehe nee Mare. het Ae Meggie 
` \ 


Aden ten- Sort) 30% Wa, 0: 2900.28.00. 1: 28.00 bis 27,0 — ber Jul Augun — Mark — Roggen niedriger. 
Yraduſt fen „FSB Ke Tat GUT 8 8 KE 918925 o | ie tofo inlanbifcier 160-165 M. gang 


per 1000 
M 


Fr E RA 8522 90 | better — M bez., per — M., ver April⸗Mai 
Weclin, 22 Febr. Wind: RW. Wetter: Schneeluft, Sal Februar 22,80% När 22.802290 e f 
essen ver 1000 Nas HE .. er 
wert, abgel. Anmeld. — bezahlt. deſetter P. niſcher — Mark 2260 22.65 bez., per Juni⸗ Jus 22,50— NEI Juli⸗Auguſt 5 Hils lolo Br 50 bis i60 Mark ot 
ver Februar — bezahlt, Wee — M. be, | 29,30— 22.35 — Marke KL Sege 1500 0 . er — M., Schleſiſche — M. — Hafer unverändert, 
| \ ; Rüböl per 100 Kilo] ver 1000 loko inländiſcher 1140 bis 150 Mark,. eriche 
A gaprei : 552 er Februar — M. bez., Er Du ee Lens Winterrübſen 
N P A H b de., — M. 5 handel. — nterrübſen 
Roggen per 1000 N lolo 160-172 Mark nach Qualität per Febr.⸗Mär; — bez., April⸗Mai 56,2—55,6- 55,7 Mark bez. Mai — ichäitslos, ver 1000 Kilo per Br f 
ordert einer diſcher 165—171 Mark ab Bahn bezahlt, Juni 56,4—56,1 1 — bez., September = Oktober 56,6 ? en er September⸗ 
nm. d, EE, Ge inl. — M. ab B.ber., alter — Mark Marl. Gele — E? ing — N — Leindl per 100 Diftober 263 Mart Br abe per 100 Kilo lolo ohne 
SB. bexablt, euſſſſcher und volniſcher 1611644 Mart a. B. bezahlt,] Nilo jete — B. — Petro per 100 gie lots — Mark. per Februar 50 M. „ per April⸗Mai 56 Od. — ` 
tar 168—1665—166 bez., S 166-—1653—166 bez., per per 5 per Februgr » März 24,0 bezahlt, Mark Br, per Mai- Juni 2 e Sept „Ottober 86 Ce N 
ik Mai 166-—1654—166—165} bez., Mal⸗Juni 165—1644 M. bes, | der Apti⸗Mai 23,8 bez. ver Mai⸗Jun — Mark bezahlt. per Sep- Br. Winte — 5 per 1000 Kilo mier E 
ni⸗Juli 1634 Mark bez., Juli⸗Auguſt 162 Mark bz. Getünd. 8000 Itr.] tember Oktober 24.6 Mark bez. — Gefündigt — Zentner. Res matter, per 10000 Kiter-pGt. lolo ohne Faß 45 Mart b er Re Zi 
equlirungäprers 1664 Mark. — Gerſte per 1000 Kilo lolo 133—2%00 | gultrungspreis — Mark. — Spiritus per 100 Liter loko ohne Faß a de Tune Si und e @ e ` 
wg Dmalttat gefordert. — Hafer ger 1000 Kilo lolo Faß 47,4 Park bez., per Februar 48,4—48,3 Mark bez., per Jebruar⸗Mär: | 46 M. nom., per r 482—49 3 M. Gage: ar 
130--172 M. nach Qualität gefordert, ruſſiſcher und polniſcher 130 [ 48,4—48,3 bez., ver April — bez., April⸗Mal 48,9—48,7-48,8 | Gd — Mal: Jun 48,6—48,8 M * e e Juni Jul vk 
ie 141 DM. Be Ee ee e | a E Ze zer Jill 500 200, ber. der Dr und Op. ‚per, Juli» Hug 50,2 M. Br. und Gd. per Augufts 
oma! märker AECH o ni — Mark bez. per d Juli H N ke ` 5 u" 2 er 
her 150-156 IR. bezahlt, vo: ſein 187162 bez., fein weiß Juli „Augußt 50,9--50,7—50,7 Mark ber, ver unt September Se t mbe 50,7 M. bezahlt; Re 


Vaaglenburgiſcher — ab B. ber, ver Scheuer — Mö ber, ver April-Dai bie . M. bezahlt. Getündigt 20000 Liter. "ein, . SE * t en a K 
1881 Mark bez. per Wat dun 139} Dust be, of r eo preis 48,3 M. (B. 83) | alte Dän — M. tr. ber. Regulirungspreis 7,6 M. tran `" 
2000 805 went) 10 N,, Puter wan: 145 bis 163 Mark. Stettin, 22. Februar. ER der Börſe.] Wetter: Trübe. M tee E WEN 180 M. 
c 2 On. 8. enger 268 LE, A ver Au Re A E 1 
Februar — Marz, Februar⸗März — M., per Annl-Mai 139 ei | 5 Weizen niedriger, per IM. ` Sue loto gelber inländiſcher 210 de geg 
e Zu ze 157 Marl. ver Juni Jun 186 . ver September. | bis 222 art, 272225. 22 A de per Mai- Junt 22825 en 

2 3 e DN — prils at 229—222,9— D * 5 uns, 
1 Getundiar . Ben. „ee 50 o | his 2 M. berablt, eee 


— — EEE 
Nen Auer, ine Verkehr bot der Herichteritat- |, tifeln nichts Beunruhigendes finden konnte, jo gewann die Geſammt⸗ Papiere waren feſt, haben aber ebenfalls nur einen ſehr unbedeutenden 
tu Wan din bft er 167 e, denn die Bande des | haltung eben an Feſtigkeit. Die Spekulation zeigt Dé vollſtändig un⸗ Umſatz aufzuweiſen. — Per ultimo notiren: Franzoſen 512—513 bis 
Ma ktes erwies ſich faſt farblos und der Umfang der geſchäftlichen | entichlofien und bleibt deswegen auch faſt gänzlich unthätig. Deiterrei- | 512,50, Lombarden 216—217— 216, Kredit⸗Aktien 517,50—516 etwa 
Zen keit gewann auf allen Gebieten nur eine eng begrenzte Bedeu⸗ chiſche Kreditaktien ſetzten unter ihrem geſtrigen Schlußkurſe ein, hoben 520.50 —517, Wiener Bankverein 194 G., Darmſtädter Bank 152,10 bis 
Wollte man die Färbungen der berrſchenden Stimmun feiner | fih dann aber um mehrere Mark und äbnlich verhielten ſich alle übri⸗ | 152,50, Diskono⸗Kommandit⸗Antheile 181,75—181,40—182,25—182 
Ihtekfcheiven fo wäre zu fonitatiren, daß die Haltung nach ſchwäche⸗ nen Spekulationspapiere. Die Umſätze in allen dieſen Werthen blieben | Deutiche Bank 147—147,25, Dortmunder Union 91,75—92, 10, Laura” 
em Anfang nach und nach befeſtigte. Als Grund für die mattere aber vollſtändig belanglos. Desgleichen fanden auch die gegen baar 105 hütte 111,50 —111.90—111,75. — Der Schluß war feſt. Privatdiskont 
Efknmung wurde vielfach die Haltung der Wiener Börſe angeführt | handelten Dividendenpapiere nur wenig Beachtung. Kaufluſt zeigt ſich] 47 pCt. ` 


und, wie es ferner hieß. wäre die Wiener Börſe durch Artikel geit We, für dieſe Effekten fait gar nicht und jedes — auch noch "9 kleines An⸗ 
’ 2 fi r⸗ 


i bezeichnet ebot übt einen Druck auf die Kursbewegung aus. Die feſtverzinslichen - 
Abendzeitungen verſtimmt. Da man hier aber in den bezeichneten 9 „ ee D 16 1 


Oberſchleſ. v. 1873 
vs 874 


Beer pet 4 100,25 B 


Fonds: u, Aktien-Bätle, 


Pomm. P. . 1.122018 105,90 bz 
Do. II. IV. 11015 102.40 b 


EEE En; 


Badiihe Dank 4 11475 © gachen-Maftriam |4 | 50,50 656 A. abg jege Nei 
ee ad R 5 1 . Le pg wm Der mae 2280 de de ben ird. 49 0 6 do. Se dert 
iſche Fond wa el . A. B.. DA Ee . Sprit⸗u. Pr.. b ergi ice |; ` S ` Los leger; 2 
Preußfiſ de bo, bo. 110.15 111325 © ße Meran 4.114820 60 do. Lit. B. gar. 4 1100,25 bs bo. 888 b. 
Kirn Aan e Se, eee eee BCS 3 
do. neue r. C. B. Pfdbr. 100 DR n⸗Görlitz 4 | 35,10 0 » Weioritk e g 5 
Staats⸗Anleihe 4 101.00. 0 f bo. do, én 1004/10280 np . B. Berlin⸗Hamburg 299.50 55 Eiſenbahn » Wrioritäts- do. III 4102.75 
Staats⸗Schuldſch. Ch 99.00 bs do GE 1. 740 |4 Centralbk. j. J. u. H. Bresl.⸗Schw.⸗Irbg | 94,50 bz But 
DD. 1. bo. (1872 u. 733 5 e = Eredit⸗ B. 4 | 85,00 Wi „Sordu⸗Guben 4 21,10 bB Tit 
Berl. Stabt⸗Obl. 4 102,70 G D Cöln. MWechslerbantit 93,40 aͤrkiſch⸗Poſener 36,10 bzG Lët. C. 
do. So 34| 95.60 v3 Zem ger Privatb. 4 1.9.10 G Nanda ere PI d 
Schldv. d. B. Kym. 6 x Darmſtädte: Bank 4 152,50 Da do. do. Lit. Ra 4 
fandbrieſe: 1 Schleſ. Zepp, 102.75 G wo, Zettelbankſ! 108,90 b Nordbauſen⸗Erfurt ? 28 50 658 ſte⸗Oder⸗liſes 43 
g erliner 5 109,25 © do. 9 44110610 8 Deſſauer Freditb. 2 96,50 G Oberſchl. Lit. Ku. C. 3/244 25 bzB 
5 do. 4 104,60 bz Stetter Naß Hyp. 5 100,30 G do. Landesbank 122.00 bs do.‘ Lit. B. 3190,10 03 v. GC gor 94 
e Bandic. Central 4 1100,70 bs do. do. 44110250 di [Deutſche Bant 147,00 bz paren, Süpbabn 4 | 63,80 v. EN, 5 
* Kur u. Neumärk. 33] 95.40 bz reene Obligat. 5 109,50 G do. Gengſſenſch. 4 1127,00 B Rechte Oderuferb. 19750 b v. Go 
E do neue 134] 91.00 8 do. Br, ad, 4 | 8850 058 [Ahein⸗Nabeban 14.30 bi 1869, 71. 78 
E do. 10100 bz bé, Reichsbank. 4148.00 bo arhard⸗Poſen 44103 20 1874. 774 
br do. neue 4. Disconto⸗ Comm. 182.40 6, Tun gide 44 210,00 bz v är 
N. Brandbg. Kred. 4 Berner Bank . 908 66 do. Lit. B. v St. gar 4 100 25 b 2 
DDppreußiſche 34] 90.00 © 50. Handelsb. ja | 90,75 do. Lit. O. v. ac 111,60 bz o. do. I. do. 
. WW 4 100.20 D Zotbaer Donat, [4 1117,50 © Isupminab.-Berbas 4 20850 bi | bo. de. 111141101,90 6 9 1 
E do. d 0 redb. 4 | 89,50 B ffainz⸗Ludwigsb. 4 101 40 0 de. Buß bf 15 
` Steeg, ritterſch. 30 25 b. Len 0 7 Weimar Geraer 4 49.70 bb . do. A ir 
Da wa 4 1070 . B Leger, Goldrente 78 60 b 4 do. Dortm.⸗Sgeß 4 1100,20 G j 
50. I. B. 4 100,10 G »0, Pap.⸗Nente al 62,20 4 do. do. 11.1441101,90 G vi 
do, II. Serie 41103180 B 4 63.90 © #1 Albrechtsbabn 33 25 G 90. Nordb Fr W. 4102.70 B wi 
Neuldſch. II. Serie 4 100,10 ba 2 2 4 Amſterd.⸗R D 142.00 bz do. Ruhr.⸗K.⸗G. I. 4 g 4 n 
g KE do. 4,108 80 ba Auſſig⸗Tepli 244.50 G do. do. II 
Saddle neue 4 100,40 G Sie es, GC e 6.126,00 ba do. Hadländifche Prioritäten. 
Sochſiſche DD. . - g reſt⸗Graſewo 
i Pommer ſch⸗ 3190 10 G Ungar. Goldrente 55, Oepotbekenbk. 91.60 % [Dur⸗Bodenda 126 00 b le H 
x N 400 0 6 Ion S0 , 93,0 B  |rseöennufiger Set | 94,606 E le 87 70 ba ai SS 44 84,90 55 
N do. 441191,70 G do. Vooſe 222.40 B Norddeutiche Bank 4 168,25 © fais. Tran Joſenb 8089 G do. 
0 Schleſiſche altl. 3“ talieniſche Rente 5 86,59 bz Nordd. Grundkreditſz 47.75 B al (Karl Ludwig.) 5 1124,60: bz 
| do. alte A A do. Tab. WOEN, Deſterr. Kredit 13 Gottbard⸗Vahn 90° 16 ` 1 
E do. neue I. 4; umünier Petersb. Intern. Bf. | Kaſchau⸗Oderderg 59 25 56 do. II 4 100, 2 6 
R Rentenbriefe: 4910 b) [Poden Lan wir dich, g Lütt ch⸗Lümburg 13,70 63 do. III 4103,10 Sen 
o u. Neumärt 4 100.50 3 73,75 B [Boſener ro. Geßtr. g. Staatsb „N. AB. 0,50. © 
` meriche 3 1100.20 G 8 oiener Suyitaftienli zo, Nordw. . 5 343,50 bz do. 84 1100,50 3 1850 8 
’ SE 100 0 @ Breuß. Bank- unt. al do. Litt. B. Elb. a do. 9.4 194.00 380.75 ` BEA 
5 DEI 4 1100.20 © do. Bodenfred 1107,50 0 Reichend.⸗Pardubuß HE) 6200 bf do. 102.0 G 880,75 8 
3 ein, u. Weſtfäl. 101 50 5 do. Centralbdn. 4 121 2 6, IRronpr. Rud⸗ Badu | 69,20 D H , DC 8 
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